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ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht
SOZIALRECHT KARL FRANZENS UVERSITAT UNI
Grundsatzfragen des
Entlassungsrechts
von
Dr. Michael Friedrich
1
ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht
SOZIALRECHT KARL FRANZENS UVERSITAT UNI

Begriffsbestimmung:

» Entlassung = vorzeitige Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses durch den Arbeitgeber aus
wichtigem Grund
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PRAKTIKERSEMINAR
ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht UNI
SOZIALRECHT KARL-FRANZENS-UNIVERSITAT " GRAZ]

Rechtsfolgen gerechtfertigte Entlassung:

» sofortige Beendigung des Arbeitsverhaltnisse

Auszahlungssperre Abfertigung neu (814 BMVG)

Verlust Abfertigung Alt (8 23 Abs. 7 AngG)
» Teilweise Ruckerstattung Urlaubsentgelt (8 10 UrlG)

» Sonstige Schadenersatzanspriche

PRAKTIKERSEMINAR

ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht

SOZIALRECHT poiigesdplenrpmshesio -%:’3'%

Rechtsfolgen ungerechtfertigte Entlassung:

» Sofortige Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

« Kundigungsentschadigung (88 29 AngG, 84 GewO,
1162b ABGB

» Anfechtbarkeit der Entlassung (§ 106 ArbVG)
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PRAKTIKERSEMINAR
ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht UNI
SOZIALRECHT KARL-FRANZENS-UNIVERSITAT

Gesetzessystematik der Entlassungsgrinde:

* 8§27 AngG, demonstrative Aufzahlung
* § 82 GewO 1859, taxative Aufzahlung

8 1162 ABGB, Generalklausel

(kollektiv-) vertragliche Entlassungsgrinde

Angestellter ex contractu

PRAKTIKERSEMINAR
ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht UNI
SOZIALRECHT KARL-FRANZENS-UNIVERSITAT

Wesen des wichtigen Grundes:

Unzumutbarkeit der Weiterbeschaftigung bis zum
Ablauf der Kiindigungsfrist bzw. der Befristung

Objektiver Mal3stab (verniinftiger Arbeitgeber)

Subjektive Unzumutbarkeit der Fortsetzung des
Arbeitsverhaltnisses irrelevant

Subjektive Zumutbarkeit der Fortsetzung des
Arbeitsverhaltnisses relevant (Verzicht)
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Unverziglichkeitsgrundsatz:

» Wichtiger Grund ist unverzuglich geltend zu machen
» Kein starrer zeitlicher Rahmen
» Sachliche Rechtfertigung von Verzdgerungen

— Befristete Entlassung

— Bedingte Entlassung

— Eventualentlassung

PRAKTIKERSEMINAR

ARBEITSRECHT Institut filr Arbeitsrecht und Sozialrecht
SOZIALRECHT KARL-FRANZENS-UNIVERSITAT
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Entlassungserklarung:

 Einseitige, empfangsbedurftige Willenserklarung
» Formfrei

» Wille zu vorzeitigen Beendigung aus wichtigem Grund
muss eindeutig erkennbar sein

» Nachschieberecht von Entlassungsgrinden
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Die Entlassungsgriinde der Arbeitpflichtsverletzungen und der

Arbeitsunfahigkeit (einschlieBlich der Problematik Entlassung im Krankenstand)
Vortrag im Rahmen des Praktikerseminars Arbeitsrecht und Sozialrecht am 9.10.2008, Universitat Graz

Referent: Mag. Alice Gassner, Richterin des LGZ Graz

|.Rechtsquellen:

§ 1162 ABGB regelt die Mdoglichkeit der Aufldsung eines Dienstverhéltnisses ohne

Einhaltung von Fristen und Terminen aus wichtigem Grund. Konkretisiert wird diese Bestimmung

durch

sondergesetzliche Tatbestande (zB § 26 Z 3 GAngG, fir Arbeithnehmer mit besonde-

rem Kindigungsschutz: § 12 Abs 2 Z 1 MSchG, § 34 Abs 2 lit c VBG, § 7 Abs 3 VKG)
§8§ 27 Z 2 und 4 AngG, 82 lit b und f GewO

§ 27 AngG
Als ein wichtiger Grund, der den Dienstgeber zur
vorzeitigen Entlassung berechtigt, ist insbeson-

dere anzusehen:

Z 2: wenn der Angestellte unfahig ist, die
versprochenen oder die den Umstinden nach
angemessenen Dienste (§ 6) zu leisten;..

Z 4: wenn der Angestellte ohne einen rechtma-
Rigen Hinderungsgrund wahrend einer den
Umsténden nach erheblichen Zeit die Dienst-
leistung unterlasst oder

sich beharrlich weigert, seine Dienste zu
leisten oder sich den durch den Gegenstand der
Dienstleistung gerechtfertigten Anordnungen
des Dienstgebers zu fiigen, oder

wenn er andere Bedienstete zum Ungehorsam
gegen den Dienstgeber zu verleiten sucht

§ 82 GewO 1859
Vor Ablauf der ausdriicklich oder stillschweigend
bedungenen Dauer des Arbeitsverhaltnisses
kann ein Hilfsarbeiter ohne Kindigung in folgen-
den Fallen sofort entlassen werden, wenn er:..
b) zu der mit ihm vereinbarten Arbeit unfahig

befunden wird;

f) die Arbeit unbefugt verlassen hat oder

beharrlich seine Pflichten vernachléssigt,

oder die Ubrigen Hilfsarbeiter oder die Hausge-
nossen zum Ungehorsam, zur Auflehnung gegen
den Gewerbsinhaber, zu unordentlichem Lebens-
wandel oder zu unsittlichen oder gesetzwidrigen

Handlungen zu verleiten sucht
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Der Tatbestand der Dienstunfahigkeit des § 27 Z 2 AngG deckt sich in den wesentlichen
Punkten mit dem Entlassungsgrund des § 82 lit b GewO. Entlassungsgriinde des § 27 Z 4 sind
wie die des § 82 lit f GewO auszulegen. Der nachfolgende Uberblick wird daher Rechtsprechung

zu den jeweiligen Parallelbestimmungen beinhalten.

Unzumutbarkeit der Weiterbeschaftigung des Arbeitnehmers bis zum Ablauf der
Kindigungsfrist ist kein zu den einzelnen Entlassungstatbestdnden des Gesetzes hinzutretendes,

sondern ein diesen Tatbestanden begrifflich immanentes Merkmal.

ll.Arbeits-/Dienstunfahigkeit §§ 27 Z 2 AngG, 82 lit b GewO

MafRgeblich ist der konkrete Arbeitsplatz (anders bei der Berufsunfahigkeit).
a) Zeitpunkt des Eintritts der Dienstunfahigkeit ohnne Bedeutung
*wahrend der Dauer des Arbeitsverhaltnisses eingetreten oder
*zum Zeitpunkt des Dienstantrittes bereits vorgelegen

Hat der AG trotz Kenntnis von der Dienstunfahigkeit den Arbeitsvertrag abgeschlossen,
kann er sich spater nicht auf diese Dienstunfahigkeit berufen. Mit dem Abschluss des
Dienstvertrages trotz Kenntnis bringt er klar zum Ausdruck, dass er die Dienstunfahig-
keit nicht fir so schwerwiegend erachtet, dass ihm die Fortsetzung des Arbeitsverhalt-

nisses nicht zuzumuten wére.
b) Ursache irrelevant

Damit ein Angestellter dienstunfahig ist, muss er vollig und dauerhaft nicht in
der Lage sein, die vereinbarten oder den Umstdanden nach angemessenen

Dienste zu leisten. Die Dienstunfahigkeit kann durch
* das Fehlen korperlicher oder geistiger Voraussetzungen, aber auch

* rechtliche Griinde, die der Berufsauslibung dauerhaft entgegenstehen, wie
beispielsweise der Verlust der Berufsberechtigung oder das Nichtbestehen einer

erforderlichen Prifung begriindet sein.

Auch durch Krankheit oder Ungliicksfall hervorgerufene Dienstunfahigkeit
kann als Entlassungsgrund geltend gemacht werden. Nach § 27 Z 5 AngG ist
eine Entlassung aber ungerechtfertigt, wenn durch Krankheit und Unglicksfall

bedingte Fehlzeiten des Angestellten einen erheblichen Zeitraum Ubersteigen.

Es ist daher klar, dass eine Entlassung nach § 27 Z 2 AngG nur bei dauerhafter

Dienstunfahigkeit mdglich ist und wobei hier ein sehr strenger Maf3stab anzu-
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legen ist. Nicht jeder langere Krankenstand vermag daher eine Entlassung zu

rechtfertigen.
zB querschnittgeldhmter BerufsfuBballer (9 ObA 186/93), an Kleptomanie leidende
Reinigungskraft eines Gebdudereinigungsunternehmens (9 ObA 355/93),
Alkoholismus, wenn der Arbeitnehmer jegliche Therapie oder a&arztliche Hilfe
verweigert und daher keine Besserung mehr zu erwarten war (8 ObA 218/95) oder
wenn der Arbeitnehmer erst nach zumindest einjahriger Alkoholabstinenz wieder
in der Lage wdre, seine Arbeit auszufithren (8 ObA 218/94). Hingegen wurde
allein die Alkoholkrankheit 1iVm auf Alkoholisierung =zurickzufihrende verschie-

denartig gelagerte Fehlleistungen fir nicht ausreichend erachtet (OLG Wien, 8
Ra 120/02d, Arb 12.235).

c) Dauer

Es ist ausreichend, wenn die Dienstunfahigkeit von so langer Dauer ist, dass dem
Arbeitgeber nach den Umstanden des Einzelfalles die Fortsetzung des
Arbeitsverhaltnisses unzumutbar ist. Dies kann auch dann der Fall sein, wenn
vorhersehbar ist, wann der Arbeitnehmer wieder dienstfahig ist.

d) AusmalRd

Die Dienstleistungen des unfahigen Angestellten missen fur den Arbeitgeber
wertlos sein (OGH 8 ObA 229/95), der Dienstnehmer muss zur Erflllung seiner
dienstlichen Obliegenheiten schlechthin unverwendbar sein (OGH 8 ObA 2102/96t ua).

Nur erhebliche oder andauernde Qualitatsunterschreitungen, nicht aber gelegentliche
Fehlleistungen oder vereinzelte Entgleisungen. Es genlgt nicht, dass der Arbeit-
nehmer Langsamkeit, mindere Geschicklichkeit und schwache Eignung oder vereinzelt
mangelnde Aufmerksamkeit zeigt, seine Arbeitsleistung unter dem Durchschnitt liegt
oder er infolge eines grolien Arbeitsanfalles nicht mehr in der Lage ist, das Arbeitspen-
sum zu bewaltigen.

Ein objektiver MaBstab ist anzulegen.

e) Partielle Dienstunfahigkeit

Kann ein Angestellter auf Grund seiner kdrperlichen, geistigen oder auch rechtlichen
Voraussetzungen nur noch teilweise die Aufgaben erfiillen, zu denen er sich vertraglich
verpflichtet hat, dann ist der AG verpflichtet, ihm nach Mdglichkeit nur noch solche
Tatigkeiten zuzuweisen, die zu verrichten er in der Lage ist. Dabei muss es sich um
Tatigkeiten handeln, die dem AN im Rahmen seines Arbeitsverhaltnisses
vernunftigerweise zumutbar sind (Berlcksichtigung der Dauer des Dienstverhaltnisses,
des Personalstandes...). Keinesfalls kann vom Arbeitgeber verlangt werden, seinen

Betrieb umzuorganisieren, um dem Angestellten eine Beschaftigungsmaoglichkeit zu
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schaffen, die seiner eingeschrankten Dienstfahigkeit entspricht (8 ObA 21/03a).

Der Arbeitgeber ist auch aus seiner Fursorgepflicht heraus auch nicht verpflichtet, dem
Angestellten eine auRerhalb der vertraglichen Vereinbarung liegende Tatigkeit zuzu-
weisen oder anzubieten (9 ObA 120/02s).

Einen partiell arbeitsunfahigen Arbeitnehmer kann der Arbeitgeber aber nur
dann entlassen, wenn er keine zumutbare Méglichkeit hat, dem Arbeitnehmer
eine andere Arbeit zuzuweisen, oder wenn der Arbeitnehmer ein entsprechendes

Angebot des Arbeitgebers ablehnt (OGH 13.6.2002, 8 ObA 79/02d).

zB - dauerhafte partielle Dienstunfédhigkeit als Folge einer Krankheit oder
eines Ungliicksfalles: Bei einer Verkduferin, die zum Kassieren, zur Wareniiber-
nahme und zum Nachschlichten der Regale eingestellt war, wurde die Verpflich-
tung des Arbeitgebers angenommen, diese nur noch an der Kassa einzusetzen, da
sie als Folge eines Herzleidens sowie Bandscheibenvorfalles nicht mehr in der

Lage war, die anderen vertragsgemdBen Tatigkeiten auszuiiben (8 ObA 79/02d).

- Falle des Verlustes der Fahrerlaubnis: Ist die Fahrerlaubnis
*wesentliche Voraussetzung zur Erfillung der dienstvertraglichen Pflichten, so
kann bereits ihr Verlust von wenigen Monaten =zur Dienstunfdhigkeit fihren
(sechsmonatiger Fihrerscheinentzug eines Fahrverkdufers, OGH 14 ObA 27, 28/87;

viermonatiger Fihrerscheinentzug eines AuBendienstmitarbeiters 9 ObA 120/02s)

Firsorgepflicht: Méglichkeit der Inanspruchnahme von Urlaub zur

Uberbriickung von kurzfristiger Fahrverbote

*nicht eigentliche dienstvertragliche Aufgabe, so vermag auch ein langfristiger
Fiuhrerscheinentzug von mehr als einem Jahr die Dienstunfdhigkeit nicht zu

begrinden.

Die Weiterbeschaftigung ist dem AG zumutbar, sofern der AN auch ohne
Fihrerschein seinen Aufgaben ohne wesentliche Beeintradchtigung nachkom-

men kann.

f) Verschulden nicht erforderlich

Ill. Arbeitspflichtverletzungen:

[11.1. Unterlassen der Dienstleistung § 27 Z 4 1. Alternative, § 82 lit f GewO:

Der Arbeitgeber ist zur Entlassung berechtigt, wenn dieser ohne rechtmaBigen Hintergrund
wahrend einer den Umstanden nach erheblichen Zeit die Dienstleistung unterlasst. Die Dienst-

versaumnis muss pflichtwidrig, erheblich und schuldhaft sein.

Das Unterlassen der Dienstleistung kann zB in Nichterscheinen zur Arbeit, Verlassen des

Arbeitsortes, Untatigkeit bestehen.
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Eine vorherige Ermahnung ist nicht erforderlich.
a) Erheblichkeit:

Wesentlich ist nicht allein die absolute Dauer der Dienstverhinderung, sondern auch die
Auswirkungen auf den Arbeitsprozess gerade zu diesem Zeitpunkt. Bei kurz-
fristiger Unterlassung der Dienstleistung missen konkrete und relevante Auswikungen

auf die betrieblichen Interessen nachgewiesen werden (9 ObA 2/99f).
b) Verschulden:
Fahrlassigkeit gentigt; Pflichtwidrigkeit muss erkennbar,aber nicht bewul3t sein

c) Pflichtwidrigkeit :

Verstol3 gegen die Pflicht zur Einhaltung der durch Gesetz, Kollektivvertrag oder

Arbeitsvertrag festgesetzten Arbeitszeit
Ausnahme: * Hochstgrenzen d. AZ Uberschritten
* Genehmigung d. AG, AG schliesst von Arbeit aus o. Arbeit unter
bleibt aus in der Sphéare d. AG gelegenen Griinden
* Arbeitnehmer durfte berechtigterweise annehmen, dass AG seine Einwil-

ligung erteilt hat

Hat ein Arbeitgeber auf die Einhaltung der arbeitsvertraglichen Verpflichtungen nie
gedrangt, sondern mehr oder weniger grole Abweichungen von arbeitsvertraglichen
Verpflichtungen toleriert, so bildet die Verletzung der arbeitsvertraglichen Pflichten im
bisher geduldeten Ausmalf keinen Entlassungsgrund, sofern der Arbeitgeber nicht sofort
darauf aufmerksam gemacht hat, dass er kunftig derartige Pflichtwidrigkeiten nicht mehr

hinnehmen wird.

* Vorliegen eines rechtmafigen Hinderungsgrundes (§ 1154 b Abs 5
ABGB, § 8 Abs 3 AngG):

Mitteilung an den AG ist ausreichend, Zustimmung nicht erforderlich (vgl. Andere
wichtige Dienstverhinderungsgriinde des AN, Silke Heinz-Ofner, RDA 2008, 114)

AN muss sich darum bemuhen, den Hinderungsgrund durch anderweitige
Vorkehrungen zu bewaltigen, den Arbeitgeber jedenfalls informieren und Termine (zB

Behordenwege) allenfalls im Einvernehmen festlegen.

- familidre Ereignisse

Beistands- und Sorgepflichten gegenuber Ehegatten, Lebensgefahrten, Kindern,

Eltern und sonstigen nahen Angehdrigen
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zB Pflege naher Familienangehdériger § 16 UrlG, Begleitung ins Krankenhaus,

Begrabnis, Hochzeit ua

- Rechts- und Interessenwahrungsgriinde:

Interessensabwagung; Augenmerk auf den Umstand, ob der AN auf Termine Einfluss
nehmen oder sich durch eine andere Person vertreten lassen kann

Grundsatzlich muss sich der Arbeithehmer darum bemuihen, einen Termin

aulderhalb seiner Arbeitszeit zu erhalten.

zB Rechtsauskunft bei Anwalt, Bankwege ua

- Offentlich-rechtliche Pflichten:

zB Wahlen, Vorladung vor Gericht, Musterung, Hilfseinsatze bei Katastrophen
und Unglucksfallen

- Religiose Verpflichtungen

- faktische Verhinderung

zB starke Schneefélle, die den Betrieb der 6ffentlichen Verkehrsmittel zum Erliegen
bringen, Uberraschende und unvorhergesehene Verkehrsstérungen, Staus

- gesundheitliche Griinde

Krankheit, Unglicksfall, Kur- u. Rehabaufenthalte

Die Beweislast fir das Vorliegen eines rechtmafligen Hinderungsgrundes trifft den

Arbeitnehmer

zB: Das eigenmachtige Verlassen des Arbeitsplatzes kann die Entlassung recht-
fertigen, etwa wenn die Abwesenheit des als Bewachungsorgan eingesetzten
Arbeitnehmers zu einem Vertrauensverlust des Kunden und damit zur Entziehung
des Auftrages an den Arbeitgeber fithren kénnte (OGH 11.9.1991, 9 ObA 150/91).
Hingegen kann das Verlassen des Arbeitsplatzes bei Vorliegen besonderer Grinde
gerechtfertigt sein, zB beil Vorliegen einer schweren, zum Tod fihrenden Krank-
heit eines nahen Angehdrigen (OGH 22.11.1995, 9 ObA 152/95). Das einmalige
Verlassen des Arbeitsplatzes flir die Dauer von 30 Minuten wé&hrend des Schicht-
dienstes stellt keine beharrliche Pflichtvernachlédssigung dar (OGH 25.1.2006, 9
ObA 169/05a). Hingegen ist die Entlassung etwa gerechtfertigt, wenn der einzige
bei einem Arbeitsvorgang anwesende AN diesen - wenn auch nur kurzfristig -
verldsst und der Arbeitsvorgang dadurch unbeaufsichtigt bleibt (OGH 8.8.2007, 9
ObA 1/07y) .
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[11.2. Beharrliche Dienstverweigerung §§ 27 Z 4 2. und 3. Alt AngG,82 f 2. Alt GewO

Der AN weigert sich ohne rechtmaBigen Hinderungsgrund beharrlich, seine Dienste
zu leisten oder sich den durch den Gegenstand der Dienstleistung gerechtfertigten Anordnun-

gen des Arbeitgebers zu fiigen (..vernachlassigt beharrlich seine Pflichten).

Das Unterlassen der Dienstleistung stellt einen Spezialtatbestand der beharrlichen

Dienstverweigerung dar.

[11.2.1. Allgemeine Voraussetzungen

a) Beharrlichkeit
Im Verhalten des AN muss die Nachhaltigkeit, Unnachgiebigkeit oder Hart-
nackigkeit des auf die Nichtbefolgung der arbeitsvertraglichen Pflichten bzw der
gerechtfertigten Anordnungen gerichteten Willens zum Ausdruck kommen.
Dies entweder - besonders nachhaltig oder

- durch langere Zeit trotz mehrmaliger Anordnung.

Der AN muss einen nicht unerheblichen Widerstandswillen zeigen, ihm muss die Dienst-
verweigerung bewusst sein. Eine bloBe Vernachlassigung der allgemeinen Dienst
pflichten reicht nicht aus. Derartige Verfehlungen kénnen allenfalls unter dem
Gesichtspunkt der Vertrauensunwirdigkeit zur Entlassung fuhren.

b) vorherige Ermahnung durch den AG

Indizwirkung hinsichtlich der qualifizierten Willensbildung des Arbeitnehmers, namlich

seines endgultigen Entschlusses zur Dienstverweigerung

Die Ermahnung konsumiert einen akuten Entlassungsfall. Erst die wiederholte
Weigerung trotz vorheriger Ermahnung, das Verhalten zu verandern, kann somit
grundsatzlich das Merkmal der Beharrlichkeit erfullen. Nur bei vorheriger Ermahnung
kann zudem die Mdglichkeit eines Missverstandnisses, Irrtums oder Vergessens ausge-
schlossen werden. Der Arbeitnehmer muss die Bedeutung und das Gewicht seines
pflichtwidrigen Verhaltens genau kennen und der Verstol3 gegen die Dienstpflicht so
schwerwiegend sein, dass dies die Zumutbarkeit der Weiterbeschaftigung ausschlieft.
Nur wenn das Verhalten d. AN so endguiltig und krass ist, dass angesichts des
offensichtlich unverrtickbaren Willensentschlusses eine Ermahnung des AN als bloRe
Formalitat und damit als sinnlos erachtet werden muss, bedarf es keiner vorherigen
Ermahnung. Hier ist allerdings ein strenger Beurteilungsmalfistab anzulegen.

Bei Ausspruch der Ermahnung muss nicht ausdricklich die Entlassung angedroht
werden. Hinweis auf die Vernachlassigung seiner Pflichten und in einer dem Ernst der

Lage angepasste Aufforderung zur Einhaltung seiner Pflichten ausreichend.
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Wenn allerdings ein Verhalten, das bisher stets geduldet wurde, gedndert werden soll
und plétzlich ein anderes Verhalten eingefordert wird,ist ausnahmsweise bei Er-
mahnung auch der ausdrickliche Hinweis auf die drohende Entlassung abzuverlangen
(8 ObA 306/99d). Auch aus dem spateren Verhalten des Arbeitgebers muss klar zum
Ausdruck kommen, dass die Ermahnung ernsthaft gemeint war.

c) Verschulden Fahrlassigkeit gentigt

d) Schaden d. DG nicht erforderlich

e) Pflichtwidrigkeit

Verstold gegen Verpflichtung, die sich bereits unmittelbar aus dem Dienstvertrag und

dem daraus resultierenden Weisungsrecht d.DG oder den gesetzlichen oder

kollektivvertraglichen Vorschriften, dem Ortsgebrauch oder den angemessenen

Diensten bzw langjahriger Ubung ergibt, zu erfiillen.

Weisung muss - innerhalb der durch den Dienstvertrag und die sich daraus ergeben
den gesetzlichen kollektivvertraglichen Rechten und Pflichten ge-
zogenen Grenzen liegen
-sich auf die ndhere Bestimmung der konkreten Arbeitspflicht
oder auf das Verhalten des Arbeitnehmers im Betrieb erstrecken

- ausreichend konkret, deutlich und verstandlich sein

darf nicht - gegen die guten Sitten verstossen, schikands sein
Auf die ZweckmaBigkeit der Weisung kommt es nicht an.
Hat der AN Zweifel an der Zweckmafigkeit, dann kann er seine Bedenken dagegen
vorbringen, beharrt der Arbeitgeber auf der Weisung, so ist der Angestellte

verpflichtet, diesen Anordnungen nachzukommen.

zB OLG Graz 7 Ra 115/05v: Die Klagerin war vom 1.2.1999 bis 17.1.2005 bei der

Beklagten zuletzt als Behindertenfachbetreuerin beschaftigt. Vor Sommer 2004

gab es Probleme insoferne, als die Klagerin immer wieder endlose Diskussionen

anzettelte und ihr erteilte Auftrdge und Dienstanweisungen in Frage stellte,

sich an Anordnungen nicht hielt bzw mitteilte, diese nicht auf die vorgesehene

Weise durchfiithren zu kdénnen. Die neue Teamleiterin wollte mit i1hr diese

Probleme aufarbeiten und erstellte einen Katalog von Verhaltensregeln. 1In
Gesprachen und einer Teamsitzung im Oktober 2007 wurde das Verhalten der Klage-
rin als nicht erwinscht und ungebiihrlich angesprochen und sie aufgefordert,
nicht mehr auffédllig =zu sein, widrigenfalls Konsequenzen drohten. In der
Teamsitzung vom 11.1.2005 stellte die Teamleiterin ein neues System fir Klien-
tenmappen vor. Die Kl&gerin begann diese Anordnung zu hinterfragen und meinte
in schreiender Weise, dass ihre Mappen ohnehin in Ordnung seien. Es entwickelte
sich ein lautes, heftiges Streitgesprdch. Die Klagerin wurde entlassen und

machte beendigungsabhdngige Anspriiche geltend.
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Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab.

Das Berufungsgericht &anderte das von der Kl&gerin angefochtene Urteil im Sinne
einer Klagsstattgebung ab. Entscheidendes Tatbestandsmerkmal sei grundsatzlich
die Zumutbarkeit bzw Unzumutbarkeit der Weiterbeschdftigung des Arbeitnehmers

auch nur fiir die Kindigungsfrist. Bei fortgesetzten Verfehlungen handelte es

sich vielfach um solche, bei denen die einzelnen Begehungshandlung nicht ins

Gewicht fallen, sondern ihre Bedeutung erst durch stdndige Wiederholung gewin-

nen und infolge Massierung fiir den Arbeitgeber unzumutbar werden. Jenes Ereig-

nis, das die Entlassung unmittelbar auslost, muss aber eine gewisse

Mindestintensitdt aufweisen. Die Teamsitzung im Janner 2005 habe auch der

Besprechung und Diskussion gedient. Die Frage, ob eine Anordnung unbedingten
Gehorsams {iberhaupt =zuldssig ist, stelle sich nicht. Die emotionale Reaktion
und das Hinterfragen der Sinnhaftigkeit der getroffenen Anordnungen allein
vermdge die Entlassung nicht zu rechtfertigen. Das Verhalten der Kl&gerin wies

nicht jene Intensitadt auf, die es der Beklagten unzumutbar machen wiirde, die

Kiindigungsfrist einzuhalten.
Ein einmaliges Zuspatkommen oder Zufriihgehen im Minutenbereich wird mangels
Erheblichkeit den Entlassungstatbestand nicht erfiillen, es sei denn, das Verhalten ist
nach den Umstanden des Einzelfalls als besonders einsichlos zu qualifizieren. Wieder
holte Unpiinktlichkeit ,,verdichtet sich“ zum Entlassungsgrund, aber nur dann,
wenn der Arbeitgeber dies durch ein ,Biindel” von Weisungen und — bei Zuwiderhan
deln — von Abmahnungen zu unterbinden versucht und damit einen Verhaltensstan
dard setzt. Toleriert demnach der AG Unplnktlichkeit, so kann er nicht ,plétzlich* zum
schweren Mittel der Entlassung greifen, sondern muss das Abweichen von seiner bishe

rigen Praxis durch Weisungen bzw Abmahnungen signalisieren.

zB: Erhebliche Arbeitspflichtverletzung ist etwa die Nichtbefolgung einer

gerechtfertigten Uberstundenanordnung (OGH 2.7.1957, 4 Ob 56/57), die Weigerung
eines als Filialleiter tatigen Angestellten, die Urlaubsvertretung in einer
Filiale mit anderem Warensortiment zu ubernehmen (OGH 30.06.1959, 4 Ob 74/59,
SozM I A/d 379)), die Weigerung auch eine von seinem bisherigen Aufgabenkreis
abweichende Tatigkeit iibernehmen, wenn diese noch im Rahmen der urspringlich in
groben Umrissen vereinbarten Beschaftigung liegt wund fir ihn damit keine
Nachteile verbunden sind (OGH 15.10.1957, 4 Ob 49/57), die Weigerung zur
Teilnahme an einem Fortbildungskurs stellt dann einen Entlassungsgrund dar,
wenn seitens des Arbeitgebers die Organisation derartiger Kurse und seitens des
Arbeitnehmers die Teilnahme daran vereinbart wurde (OGH 18.4.1978, 4 Ob 24/78).

Weigert sich eine Flugbegleiterin nach Ricklandung und Instandhaltung

eines Flugzeugs und Zusicherung seiner Flugtauglichkeit, den Flug zu begleiten,
liegt eine berechtigte Entlassung wegen einer Arbeitspflichtverletzung vor (OGH

27.2.2003, 8 ObA 9/03m) .
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Die Weigerung eines DJs ,Jjingere Musik“ zu spielen kann einen berechtig-
ten Entlassungsgrund darstellen. SV: Ein DJ als AN wurde mehrfach vom AG aufge-
fordert, ,jingere Musik“™ insbesondere aus den aktuellen Charts zu spielen, weil
das lberwiegend junge Publikum dies verlangte und mit der vom DJ gespielten
Musik unzufrieden war. Der DJ aber wollte ,seinen Stil“ - Barmusik fur uUberwie-
gend &lteres Publikum - beibehalten. Der OGH hat in diesem Fall {berdies
festgehalten, dass der DJ auch ohne genauere Anweisungen als erfahrener DJ
wissen musste, welche modernen Charts es gibt, die vom jungen Publikum einer
Diskothek begehrt werden (OGH 5.10.2000, 8 ObA 156/00z).

OGH 23.11.2006, 8 ObA 69/06i Privatnutzung des Diensthandys: Das Dienst-

verhdltnis der Kl&gerin begann am 3.5.2004. Im abgeschlossenen Handelsdienst-
vertrag wurde ausdriicklich vereinbart, dass der Kl&gerin fiir den Aubendienst
ein Handy zur Verfligung gestellt wird, jedoch die Privatnutzung nicht gestattet
ist. Auch beim Aufnahmegesprdch teilte dies der Beklagte der Klagerin mit. Vom
Beginn des Dienstverh&ltnisses an fihrte die Klagerin Privatgesprdche mit dem
Firmenhandy. Als der Beklagte im Juni die Mai-Rechnung 2004 iber das Firmen-
handy erhielt, verwarnte er die Klagerin, diese fiihrte jedoch auch im Juni 2004
Privatgesprdche mit dem Firmenhandy. Nach dem Erhalt der Telefonrechnung fiber
den Monat Juni 2004 stellte der Beklagte die Kl&gerin am 19.7.2004 neuerlich
zur Rede und verwarnte sie, wobei er sagte, dass das so nicht ginge. Fir den
Fall, dass sie neuerlich Privattelefonate fiihre, werde sie entlassen. Mit
Schreiben vom 15.8.2004 wurde die Entlassung ausgesprochen, weil die Rechnung
fir Juli 2007 ergab, das Privattelefonate gefiithrt wurden, die Kosten in Hohe
von € 58,30 verursachten und 103 Privat-SMS versendet wurden. Nicht festge-
stellt wurde, ob die Kladgerin nach der zweiten Verwarnung am 19.7.2004 das
Firmentelefon weiter fiir private Zwecke verwendete.

Bei einem ausdriicklichen Verbot der Privatnutzung des Firmenhandys im Dienst-
vertrag und einem Zuwiderhandeln von allem Anfang an geniigt (bei einer Privat-
nutzung, die Kosten in HOhe von € 58,30 monatlich und das Versenden von 103 SMS
umfassen) zur Erfiillung der Tatbestandsmé&Bigkeit der Beharrlichkeit eine einma-

lige Verwarnung.

Anders entscheidet der OGH, wenn Arbeitnehmer in geringem Umfang Privat-
gesprache vom Arbeitsplatz aus fihren, was als nicht uniblich bezeichnet wird
(vgl OGH 21.10.1998, 9 ObA 192/98w). Will ein Dienstgeber verhindern, mit den
Kosten von privaten Telefongespradchen belastet zu werden, so muss er entweder
Privatgesprache iberhaupt verbieten, umfanglich einschrédnken oder nach vorge-
schriebenen Aufzeichnungen verrechnen. Ausgenommen sind jeweils kurze
Gesprédche, die wichtige private Mitteilungen betreffen (vgl Arb 10.118).
Ahnlich ist die Situation auch zu sehen bei der privaten Nutzung des PCs flirs
Internet. Wurde trotz des Verbots der privaten Nutzung dies wvom Arbeitgeber
geduldet, so muss der Arbeitnehmer zundchst ermahnt werden, dass er das Verbot
in Zukunft einzuhalten hat. Kommt es zu regelmalRigen, dem Arbeitgeber bekannten

Verstolen und VerstoBen und werden nur in Einzelfdllen Verwarnungen
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ausgesprochen, so sind diese vereinzelten Verwarnungen nicht dem Ernst der Lage
angepasst und ist daher das an sich unzuldssige Verhalten als geduldet und die

Entlassung als unberechtigt anzusehen (9 ObA 268/99y =infas 2000, A 41).

OLG Graz 7 Ra20/07a Alkoholverbot: Der Klager war als Portier bei

der Beklagten beschaftigt. Im Betrieb der Beklagten herrschte absolutes
Alkoholverbot. Der AN trank des Ofteren Alkohol im Dienst in der Portierloge
und auch in den Mittagspausen in Lokalen in der Nahe, wobei er dabei seine
Uniform trug. Als im Sozialraum des AG Alkohol entdeckt wurde, der keinem
Mitarbeiter zugeordnet werden konnte, wurden alle AN aufgefordert, keinen
Alkohol im Dienst zu trinken. Der AN wurde daraufhin, aufgrund des Verdachtes,
dass er wahrend der Arbeitszeit trinkt, von einem Detektiv {iberwacht. Der
Detektiv bestédtigte den Verdacht. Der AG sprach die Entlassung aus.

Erstgericht: Die Entlassung war nicht gerechtfertigt, da der Entlassungsgrund
der beharrlichen Pflichtverletzung eine Ermahnung erfordere, die AuBerungen des
AG nach Auffinden des Alkohols sei nur ein Hinweis auf das bestehende Alkohol-
verbot gewesen, nicht aber eine Ermahnung. Der AN sei auch nicht aufgrund von
Alkohol bei der Erbringung der Dienstleistung beeintrachtigt gewesen.

OLG: Die AuBerungen des AG beziglich des Alkoholverbotes waren an alle AN
gerichtet und stellten eine Verwarnung dar. Die wiederholte Trunkenheit des AN
begriinde als Dauerzustand die Unzumutbarkeit der Weiterbeschaftigung. Es lag
ein wiederholter Verstol vor, wobeli dem Klager das strikte Alkoholverbot
mehrfach zur Kenntnis gebracht worden ist und er sich diesem wiederholt wider-
setzt hat und in solchen Fé&dllen kann die Ermahnung entfallen. Es liegt ein
eklatanter VerstoR gegen das vertragliche Alkoholverbot vor, weswegen die

Entlassung gerechtfertigt war.

Entlassung nicht berechtigt, wenn sich der Arbeitnehmer weigert, eine einseitig

vom Arbeitgeber angeordnete Anderung der Arbeitszeiten zu akzeptieren, sofern
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zuvor eine bestimmte Arbeitszeiteinteilung verein -
bart haben (OGH 21.10.1998, 9 ObA 134/98s), oder wenn sich der Arbeitnehmer
weigert, die tédgliche HOchstarbeitszeit zu iberschreiten (OGH 29.8.1996, 8 ObA

2216/96g; 19.10.2001, 9 ObA 224/01h).

[11.2.2. Zur Entlassung im Krankenstand

- Melde- und Nachweispflicht:
AN ist verpflichtet, dem AG die Dienstverhinderung unverziiglich anzuzeigen.
Meldung an den unmittelbaren Vorgesetzten oder einen anderen Arbeitnehmer,
der eine nicht nur ganz untergeordnete Stellung im Betrieb ausibt, ist ausreichend,
wenn der Arbeitnehmer annehmen kann, dass die Mitteilung unverziglich weiter
geleitet wird. Die Mitteilung kann formlos (zB auch per SMS) erfolgen und muss

nicht personlich vorgenommen werden.
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Nur auf Verlangen des AG, das nach angemessener Zeit wiederholt werden kann,
muss der AN eine arztliche Bestatigung vorlegen. Die in einem Dienstzettel oder
Arbeitsvertrag enthaltene Verpflichtung dazu, ersetzt nicht die Aufforderung durch
den Arbeitgeber im konkreten Fall. Diagnose muss nicht enthalten sein. Der
Arbeitgeber kann auch eine Bestatigung Uber einen Krankenstand verlangen, der
nur einen Tag dauert.

- Rechtsfolgen der Pflichtverletzung:
Das Nichtmelden oder Nichtvorlegen einer verlangten Krankenstandsbestatigung
hat nur zur Folge, dass der Arbeitnehmer fir die Dauer der Sdumnis seinen
Anspruch auf Engeltfortzahlung verliert. Nur dann, wenn besondere Umstande
dazukommen, etwa wenn der Arbeithnehmer gewusst hat, dass dem AG dadurch
ein wesentlicher Schaden erwachsen wird und ihm eine rechtzeitige Meldung
leicht moglich gewesen ware, ist eine Entlassung gerechtfertigt (OGH
8.7.1998, 9 ObA 124/98w mwN).

- Fernbleiben d. AN vom Dienst gerechtfertigt, wenn
* AN objektiv betrachtet arbeitsunfahig war,
* AN von einem zur Feststellung seiner Unfahigkeit berufenen Arzt in Kranken-
stand genommen wurde, obwohl objektiv dazu keine Veranlassung gegeben war,
er aber auf die Richtigkeit der ausgestellten arztlichen Bescheinigung vertrauen
durfte
AG kann Beweis antreten, dass der Arbeitnehmer trotz Vorlage einer Kranken-
standsbescheinigung arbeitsfahig war und davon auch Kenntnis hatte oder nach
den Umstanden des Verfalles offenbar haben musste. ZB, wenn er die arztliche
Bestatigung durch bewusste unrichtige oder starke tbertriebene Angaben gegen
Uber dem Arzt erwirkt hatte (vgl OGH 5.6.2002, 9 ObA 113/02m ua) -

Verhalten wahrend des Krankenstandes:

AN ist verpflichtet, sich so zu verhalten, dass die Arbeitsfahigkeit moglichst bald
wieder hergestellt wird. Er muss

- den auf die Wiederherstellung seiner Gesundheit abzielenden Anordnungen
seines Arztes moglichst nachkommen

- auf die allgemeine Lebenserfahrung und die liblichen Verhaltensweisen im
Krankheitsfalle Bedacht nehmen.

Es ist nicht entscheidend, ob das Zuwiderhandeln tatsachlich zu einer
Verlangerung des Krankenstandes geflihrt hat. Es geniigt die Eignung, den
Genesungsprozess zu verlangern (grundlegend OGH 7.4.1987, 14 ObA 38/87;

Heinz-Ofner, Die Entlassungsjudikatur zum genesungsvereitelnden Verhalten
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wahrend des Krankenstandes, RdA 2007, 11, FN 18 und 19)
zB: Es kann nicht nur der Entlassungsgrund der Vertrauensunwiirdigkeit, sondern
auch derjenige der Arbeitspflichtverletzung erfiillt sein, wenn eine AN bereits

am zweiten Tag eines einwdchigen Krankenstandes wegen eines grippalen Infektes

entgegen dem ausdriicklichen &rztlichen Ausgehverbot einen nicht der Deckung

eines lebensnotwendigen Bedarfs dienende Fahrt wvon Wien nach Klosterneuburg

unternimmt, um dort das Sonderangebot eines Ausverkaufs zu nltzen. In diesem
Fall wurde die AN nach Ende des Krankenstandes von der AG aufgefordert, die
Krankenstandsbestatigung vorzulegen. Als die AG sah, dass der Arzt ausdricklich
keine Ausgehzeigen bewilligt hatte, sprach sie sofort die Entlassung aus (OGH
24.02.2000, 8 ObA 12/00y, ASoK 2000, 398).

Hingegen kann eine durch einen Wespenstich ausgeldste leichte Schwellung am Ful
die Arbeitsunfahigkeit eines LKW-Fahrers beeintrachtigen. Da der Aufenthalt in
einem Freibad als solcher die diesbezltigliche Genesung nicht hinauszdgert, lag
dem OGH =zufolge darin kein grdblicher Verstol gegen medizinisch gebotene
Verhaltenspflichten, weswegen ein Entlassungsgrund nicht gegeben war (OGH
14.11.1996, 8 ObA 2302/96 d, DRdJA 1997, 392 (Resch). Anderes gilt fir einen

wegen eines grippalen Infekts im Krankenstand befindlichen AN, der sich bei

extremer Hitze stundenlang in einer von ca. 10.000 Personen besuchten Badean-
stalt aufhielt. In diesem Fall war die Entlassung berechtigt, =zumal der AN
nicht gegen das &rztliche Gebot der Schonung, sondern auch gegen allgemein
ibliche Verhaltensweisen im Krankenstand grdblich verstoBen hat (OGH 14.9.1994,
9 ObA 126/94).

Befindet sich ein AN aufgrund eines Wirbelsdulenproblems mehrere Monate in

Krankenstand und tanzt er auf einer Feier mit zwei Kindern im Arm, hat er die

im Falle von schweren Wirbelsdulenschdden {iblichen Verhaltensgebote krass

verletzt, sodass eine Entlassung berechtigt ist (OGH 30.8.2001, 8 ObA 196/01h).

OLG Wien 8 Ra 17/08s (Zahnarztbesuch in Ungarn): Der AN befand sich aufgrund

eines akuten Asthmaproblems (vorerst gerechtfertigt) im Krankenstand. Wahrend
des Krankenstands fuhr er nach Ungarn, um eine Zahnbehandlung durchfithren zu
lassen. Er nahm die la&nger dauernde Autofahrt, wobei er hierbei die die Ausgeh -
zeiten bei weitem iberschritt und einen mehrstiindigen Zahnarztbesuch auf sich.
OLG: Ein akutes Asthmaproblem, das einen Krankenstand rechtfertigt, impliziert,
dass die Anstrengung einer ganztdgigen Ungarnfahrt zu einer Verschlechterung
fiihren kann. Ein ganztdgiger Ausflug wadhrend des Krankenstandes stellt kein
verhdltnismalig geringfiigiges Zuwiderhandeln dar. Es liegt eine grobe Missach -
tung der in diesem Zustand allgemein ilblichen Verhaltensweisen dar. Ist das
Verhalten geeignet, den Genesungsprozess zu verzdgern, ist es belanglos, ob das
Zuwiderhandeln tatsdchlich zu einer Verlédngerung des Krankenstandes gefiihrt
hat. Hatte aber der AN Kenntnis oder musste er nach den Umstadnden des Falles
Kenntnis haben, dass trotz &drztlicher Bescheinigung Arbeitsfahigkeit gegeben
ist, liegt kein rechtfertigender Hinderungsgrund vor und ist daher der Entlas -

sungsgrund des ungerechtfertigten Fernbleibens von der Arbeit gegeben.
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OLG Graz 7 Ra 76/06k: Die Kladgerin befand sich aufgrund zahlreicher Krankheiten
immer wieder in Krankenstand, dies wegen korperlicher, aber auch wegen psychi -
scher Probleme. Wahrend ihres Krankenstandes (Diagnose ua grippaler Infekt
modelte sie und flihrte Korperwickel im Wellness-Hotel ihres Lebensgefédhrten
durch, wobei sie auch ihre Arbeitskolleginnen behandelte. Thre Entlassung wurde
mit der unterlassenen Meldung ihrer nebenberuflichen Erwerbstatigkeit und den
ausgeilibten Tadtigkeiten im Krankenstand begriindet.

Erstgericht: Die Entlassung erfolgte zu Recht, da die AN im Krankenstand Tatig-
keiten ausfiihrte, die den Heilungsverlauf verzdgert haben. Es liegt auch kein
geringfligiges Zuwiderhandeln vor, daher sei der Entlassungsgrund der Vertrau -
ensunwiirdigkeit erfiillt.

OLG: Die AN hat ihrer Verpflichtung, den auf Wiederherstellung ihrer Gesundheit
abzielenden Anordnungen des Arztes nachzukommen, nicht entsprochen und den
Krankheitsverlauf durch das Zuwiderhandeln negativ beeinflusst. Das Gesamtver -
halten der AN lieB die Tendenz erkennen, berechtigten AG-Interessen keine
besondere Bedeutung zuzumessen. Ein allenfalls vorhandenes Bemiithen, das
Spannungsverhdltnis zu ihren Arbeitskolleginnen abzubauen, vermag keine Verhal -

tensweise zu rechtfertigen, die berechtigten AG-Interessen an der Erhaltung der

Arbeitskraft bzw der mdglichst schnellern Genesung zuwiderlauft.

Im Hinblick auf das Verhalten eines AN im Krankenstand finden sich Uberschneidungen zwischen
den Entlassungsgriinden der beharrlichen Pflichtverletzung und der Vertrauensunwitrdigkeit. Der
Entlassungsgrund der Vertrauensunwurdigkeit ist bei Angestellten insbesondere dann heranzu-

ziehen, wenn es an der Beharrlichkeit der Pflichtverletzung fehlt.

[11.2.3. Zur Culpakompensation:
(Verschuldensausgleich, Verschuldensteilung) § 32 AngG, §1162c ABGB

- Gericht entscheidet nach freiem Ermessen

- bei Schadenersatzanspriichen und beendigungsabhangigen Anspriichen

- Tatsachenvorbringen ausreichend, aber notwendig

- bei berechtigter vorzeitigen Aufldsung:
beide Teile setzen
* schuldhafte,
* zueinander in Kausalzusammenhang stehende Verhaltensweisen
zB Provokation

- bei ungerechtfertigter vorzeitiger Auflésung:

der Erkarungsgegner muss
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* zusatzliches, fur den Beendigungsauspruch kausales Verhalten setzen
zB AN gibt einen ihm bekannten Rechtfertigungsgrund fir ein an sich pflicht-
widriges Verhalten dem AG trotz bestehender Mdéglichkeiten nicht bekannt und der
AG hatte bei Kenntnis d. Rechtfertigungsgrundes die Entlassung aller Voraussicht
nach nicht ausgesprochen
Kein Mitverschulden kann aus jenem Verhalten des AN abgeleitet werden, das
Anlass fur die Entlassung war, aber die Entlassung nicht mehr rechtfertigt!
- AN trifft Obliegenheit, einen ihm bekannten Rechtfertigungsgrund bekannt zu geben, wenn sein
Verhalten beim AG — objektiv betrachtet — den Anschein pflichtwidrigen Verhaltens erwecken

kann.
OGH 31.8.2005, 9 ObA 108/05f: AN war aufgrund einer mit hohem Fieber einherge-

henden Erkaltung krank gemeldet. Wahrend seines Krankenstandes fand ein
FuBballspiel des Vereins statt, dessen Co-Trainer er in seiner Freizeit ist.
Der AN kiindigte seinem Verein gegeniiber an, an dem Spiel aufgrund seiner Krank-
heit nicht teilnehmen zu ko&nnen. Das Spiel wurde jedoch aufgrund widriger
Umstande vom Schiedsrichter abgesagt. Der AN wurde von einem Vereinskollegen
angerufen, dass sein elfjdhriger Sohn, der beim FuBballspiel als Balljunge
eingesetzt werden hédtte sollen, keine Mitfahrgelegenheit gefunden habe und
abzuholen ware. Da die Ehegattin des AN keinen Fihrerschein besitzt, wollte AN
Sohn abholen. Am FuBballplatz angekommen wurde er von einem Journalisten einer
Lokalzeitung gesichtet und gebeten, sich gemeinsam mit dem Cheftrainer und dem
Platzwart flir ein Foto bereitzustellen. Dem kam der AN nach. Dem AG gelangte
dieses Foto sodann zur Kenntnis. Als er den AN damit konfrontierte, stritt
dieser ab, an besagtem Tag am Fubballplatz gewesen zu sein. Er meinte, die
Zeitung miisse ein Archivfoto verwendet haben. Bei dieser Verantwortung blieb
der AN auch im Zuge eines zweiten Telefonats mit dem AG, woraufhin dieser die
Entlassung aussprach.

OGH bejahte das Vorliegen von Mitverschulden und begriindete dies damit, dass

der AN verabsdumt habe, zumindest im zweiten Telefongesprdch mit dem AG den ihm
bekannten Rechtfertigungsgrund, nadmlich das der Genesung nicht schadliche

Abholen seines Sohnes bekanntzugeben. Dadurch hat der AN seine Obliegenheit

verletzt, einen ihm bekannten Rechtfertigqungsgrund auch bekanntzugeben. Das

Verhalten des AN war daher der wesentliche Ausldser fiir die Entlassung, weshalb

von einer Mitverschuldensquote im AusmaB von 2/3 zu seinen Lasten auszugehen

sei.

OGH 27.5.2004, 8 ObA 52/04m (Staplerfahrer): AN erklart dem AG, dass er ,sich
nicht iber den Tisch ziehen lasse und nichts mehr tun wirde, bis sie ihn
heimschicken wiirden“, da er der Meinung war, zu wenig Lohn zu erhalten. Er
erklart weiters, dass ,ihn die Arbeit anzipfe und er kiindige“ und verlésst
gegen 9.00h seinen Arbeitsplatz. Daraufhin wird er vom AG entlassen. Am

Nachmittag desselben Tages wird er mit Wirkung fiir diesen Tag krankgeschrieben.
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Erstgericht: Die Entlassung war nicht gerechtfertigt, da der AN arbeitsunfahig
und sein Fernbleiben daher gerechtfertigt war. Er habe zwar die Krankmeldung,
die ihm leicht méglich gewesen ware, unterlassen, dem AG sei daraus aber kein
betradchtlicher Schaden entstanden. Ein Mitverschulden nach § 1162c ABGB liege
nicht vor, da diese Regelung nur bei berechtigter vorzeitiger Aufldsung anwend -
bar sei.

OLG: Durch das Nicht-Melden des Krankenstandes trifft den AN ein Verschulden an
der vorzeitigen Losung. Der AG hatte aber weitergehende Erkundigungen Utber das
Verlassen des Arbeitsplatzes beim AN einholen missen, da das Risiko der Entlas -
sung immer der AG tragt. Somit trifft beide Teile ein Verschulden.

OGH: Den AN kann ein Mitverschulden an seiner (unberechtigten) Entlassung
treffen, wenn er einen ihm bekannten Rechtfertigungsgrund fiir ein an sich
pflichtwidriges Verhalten dem AG trotz bestehender Moglichkeit nicht bekannt
gibt und wenn der AG bei Kenntnis des Rechtfertigungsgrundes aller Voraussicht
nach die Entlassung nicht ausgesprochen hatte.

Von der Vorschrift des § 1162c ABGB, wonach die Mitverschuldensregel nur bei
berechtigter vorzeitiger Aufldsung angewendet werden kann, kann nur dann
abgewichen werden und auch bei unberechtigter vorzeitiger Aufldsung die Mitver-
schuldensregel angewendet werden, wenn ein zusdtzliches, fiir den vorzeitigen
Beendigungsanspruch kausales schuldhaftes Verhalten des anderen Teils vorliegt.
§ 1162c ABGB dient nicht dazu, einer Aufldsungserkldrung, die keine ausreichen -

den Grinde hat, doch wenigstens teilweise zum Erfolg zu verhelfen.

- AG trifft Beweislast fir das Vorliegen d. Entassungsgrundes
ZB 8 ObA 23/08b (ASOK 2008/311): Der Klager wurde von seinem Arbeitgeber wegen

angeblicher Teilnahme an einem Marathon wahrend seines Krankenstandes
entlassen. Tatsachlich nahm aber nicht der Klager, sondern sein ihm stark
dhnelnder Cousin an diesem Lauf teil. Aus anmeldungstechnischen Griinden
startete der Cousin des Klagers jedoch unter dem Namen und mit der Startnummer
des Klagers. Er macht beendigungsabhangige Anspriiche geltend.

Das Erstgericht gab dem Klagebegehren statt; das Berufungsgericht bestatigte.
OGH: Den Arbeitnehmer trifft die Obliegenheit, einen ihm bekannten Rechtferti-

gqungsgrund bekanntzugeben, wenn sein Verhalten Dbeim Arbeitgeber objektiv

betrachtet ein anscheinspflichtwidriges Verhalten erwecken kann. Den Arbeitge-

ber trifft aber ein Verschulden an der Entlassung, wenn er sie ausgesprochen
hat, ohne sich vorher Gewissheit =zu verschaffen, ob der Arbeitnehmer nicht
infolge eines rechtmdBigen Hinderungsgrundes von der Arbeit ferngeblieben ist.
Im vorliegenden Fall hat der Klager mit dem Entlassungsvorwurf konfrontiert
erkldart, dass nicht er, sondern sein Cousin, der &hnlich aussehe wie er, der

Laufer gewesen sei und auch dessen Namen genannt. Das Risiko der Entlassung

tragt der Arbeitgeber, der im Streitfall nachzuweisen hat, dass ein gesetzlich

zuldssiger Entlassungsgrund vorgelegen hat. Es ist nicht Sache des Kléagers,

sich "frei zu beweisen", wenn sich der Arbeitgeber nicht mit der vorgenommenen

Aufklarung zufrieden gibt.
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Praktiker-Seminar am 9.10.2008 in Graz

Die Entlassungsgrinde ,,Untreue und ,,Vertrauensunwirdigkeit*
(8 27 Z 1 erster und dritter Fall AngG)

RA Dr. Andreas Tinhofer, LL.M.

1. Gesetzestext:

8§27 71 AngG:

Als ein wichtiger Grund, der den Dienstgeber zur vorzeitigen Entlassung berechtigt, ist
insbesondere anzusehen:

1. wenn der Angestellte

» im Dienste untreu ist,

» sich in seiner Tatigkeit ohne Wissen oder Willen des Dienstgebers von dritten Personen
unberechtigte Vorteile zuwenden lasst, insbesondere entgegen der Bestimmung des § 13
eine Provision oder eine sonstige Belohnung annimmt,

oder wenn

» er sich einer Handlung schuldig macht, die ihn des Vertrauens des Dienstgebers

unwirdig erscheinen lasst;

2. Allgemeine Fragen zur Untreue:

1. Begriff der arbeitsrechtlichen ,,Untreue‘:

» vorséatzlicher und bewusst pflichtwidriger VerstoR3 gegen die dienstlichen Interessen des
Arbeitgebers (vgl OGH 8 Ob A 192/02x, ASoK 2003, 197 uva)

» Handlung oder Unterlassung (OGH 1.4.1998, 9 Ob A 384/97d - Personaleinkauf)

» auch auBerdienstliches Verhalten, wenn Zusammenhang mit Arbeitsverhéltnis

> objektiv berechtigte, sachliche Interessen des Arbeitgebers
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» nicht bloR geringfugige Beeintrachtigung der Interessen des AG (Gewicht der Interessen,
Intensitat der Beeintrachtigung), die Vertrauensverwirkung bzw Unzumutbarkeit der
Weiterbeschaftigung zur Folge hat (objektiver Mal3stab)

dabei kommt es insb auf folgende Faktoren an:
0 bisheriges Verhalten des Arbeitnehmers

o Vertrauensposition des Arbeitnehmers (strenger Maf3stab fir leitende
Angestellte und AulRendienstmitarbeiter)

o zB OGH 1.4.1998, 9 Ob A 384/97d - Personaleinkauf

» Vorsatz muss im Hinblick auf folgende Umstande gegeben sein (kumulativ):
o0 Handlung/Unterlassung UND
o Pflichtwidrigkeit UND
o0 Gefahrdung der dienstlichen Interessen des AG
kein Vorsatz liegt vor bei

0 SchuldausschlieBungsgrund (zB OGH 18.9.1997, 8 Ob A 251/97p — Mitnahme
von Teigwaren) oder

o vermuteter Einwilligung des AG (zB Duldung)
> Strafbarkeit des Verhaltens ist nicht erforderlich

> Schadenseintritt oder Schadigungsabsicht sind ebenso irrelevant

3. Fallgruppen zur Untreue (nicht abschlielRend)

3.1. Veruntreuung von Geld oder Waren:

zB Nichtabflihrung vereinnahmter Gelder; Mitnahme von Waren des Arbeitgebers ohne
Bezahlung

Beispiele aus der Judikatur
» Mitnahme eines Rindslungenbratens (OGH 5.5.2004, 9 Ob A 52/04v)
» Mitnahme von zwei Pullovern durch Filialleiter (OGH 29.8.1996, 8 Ob 2235/96a)

» Nicht-Bonieren und Einstecken von eingenommenem Geld durch Kassierin im
Supermarkt (OGH 6.5.1994, 9 Ob A 79/92)
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Entlassung nicht berechtigt:

» Vergessene Bezahlung von 3 Flaschen Mineralwasser (OGH 23.2.2995, 9 Ob A 18/05w)

3.2. Vortduschen der Arbeitsleistung oder eines Dienstverhinderungsgrundes:

zB Aufzeichnung nicht geleisteter Arbeitszeit; VVortauschung der Arbeitsunfahigkeit;
Behauptung nicht geleisteter Uberstunden

Beispiele aus der Judikatur

» unrichtige Arbeitszeitaufzeichnung durch Nichtberticksichtigung von Zeitausgleich (OLG
Wien 7 Ra 46/96, ARD 4768/37/96)

» Erschleichung einer Krankenstandsbestatigung durch tbertriebene Darstellung von

Krankheitssymptomen (OGH 29.1.1997, 9 Ob A 10/07d — Kursbesuch wéhrend
erschlichenen Krankenstandes)

3.3. Verrechnung eines tatsachlich nicht entstandenen oder eines privaten Aufwandes:

zB unrichtige Spesenabrechnungen
Beispiele aus der Judikatur

» Erschleichen von (héheren) Tages- oder Kilometergeldern durch falsche Angaben (zB
OGH 20.4.1994, 8 Ob A 337/94 — falsche Reiseberichte)

» unrechtmalige Belastung des Arbeitgebers mit Kosten privater Lebensfihrung (OGH
13.5.1992, 9 Ob 79/92 — Betriebsausgaben)

3.4. Verwendung von Betriebsmitteln fur private Zwecke:

zB exzessive private Verwendung von Biroinfrastruktur (Telefon, Kopierer, uU Internet);
private Nutzung des Firmenfahrzeugs trotz VVerbots

Beispiele aus der Judikatur

» zahlreiche Telefonate und Internetverbindungen mit Mehrwertnummern von Sex-Hotlines
durch Vertriebsleiter (OLG Wien 25.4.2003, 9 Ra 327/02b, ARD 5461/12/2003)

» Inanspruchnahme privater Telefondienste auf Kosten des Arbeitgebers wéhrend der
Arbeitszeit (ASG Wien 27 Cga 198/01m, ARD 5388/4/2003)

3.5. Vorteilszuwendung an Dritte (mit und ohne Gegenleistung):

zB Personalrabatte fur Dritte; Nicht-Meldung von Spesenbetrug durch Vorgesetzten
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Beispiele aus der Judikatur

» unerlaubte Gewahrung von Personalrabatten fir Waren an Dritte (ASG Wien 11 Cga
109/96w, ARD 4953/9/98)

> Duldung von Manipulationen der Tachographenblatter durch den fiir die Uberpriifung der
Korrektheit zustdndigen Angestellten (VwGH 30.1.1985, 82/01/0008)

3.6. Verrat von Betriebsgeheimnissen an Konkurrenten:

zB Verrat von Preislisten oder Kalkulationsgrundlagen; Verrat von Know-How
Beispiele aus der Judikatur

» Weitergabe von mehr als 200.000 Kundenadressen (OLG Wien, 33 Ra 51/88, ARD
4046/29/89)

» Information Uber Preisnachlésse an Grofl3héndler (OGH 30.7.2007, 8 Ob A 37/07k)

3.7. Geschéftsschadigende AuBerungen gegeniiber Dritten:

zB negative AuBerung tiber Waren des Arbeitgebers; Warnung vor Insolvenzgefahr;
ev. Anzeige gegen den Arbeitgeber

Beispiele aus der Judikatur

> negative AuRerung iiber Automodell (,,Versager*) durch den Gebietsleiter einer
Autoimportfirma gegentiber potenziellem GrofRabnehmer (OGH 14.11.1972, 4 Ob 70,
71/72)
nicht jedoch, wenn AuRerung gegeniiber anderem Autohandler abgegeben wird, der als
Kunde nicht in Frage kommt (OGH 23.8.1995, 9 Ob A 142/95)

3.8. Abwerbung von Mitarbeitern oder Kunden:

zB Abwerbung von Mitarbeitern oder Kunden fur eigenes oder fremdes
Konkurrenzunternehmen

Beispiele aus der Judikatur

» Abwerben von Lieferanten und Kunden des Arbeitgebers flr das eigene Unternehmen
(OGH 31.8.1998, 9 Ob A 170/88)

nicht jedoch, wenn

- der (leitende) Angestellte blol? Auskiinfte Gber andere potenzielle Arbeitgeber an
Mitarbeiter gibt, die den Arbeitsplatz wechseln wollen (OGH 16.9.1987, 9 Ob A 100/87);
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- der Angestellte Arbeitskollegen tber die Mdglichkeit eines Nebenverdienstes erzahlt
(OGH 3.6.1986, 14 Ob 93/86)

3.9. Konkurrenzierung des Dienstgebers / Nebentétigkeit:

zB Verrichtung von ,,Pfuscharbeiten fir (potenzielle) Kunden unter Umgehung des
Arbeitgebers; Rufschaddigung des Arbeitgebers oder Uberbeanspruchung des Arbeitnehmers
durch Nebentatigkeit

Beispiele aus der Judikatur

» Tatigkeit eines Angestellten einer politischen Partei fir eine konkurrenzierende politische
Bewegung (OLG Wien 9 Ra 115/97s, ARD 48/1/97)

» zur Abgrenzung zuléssiger Vorbereitungshandlungen von unzuldssiger Konkurrenzierung
(OGH 27.9.1989, 9 Ob 240/89)

» nicht: Gebrauchtwarenkauf von einer Kundin unter Umgehung des Arbeitgebers fur
Tochter des Angestellten (Weihnachtsgeschenk) bei jahrzehntelang anstandsloser
Dienstleistung (OGH 22.6.1995, 8 Ob A 228/95)

3.10. Sonstige Falle der Untreue:

» Zurlckbehalten des GroRteils einer Géastekartei durch eine Hotelleiterin in der Absicht,
sie zu verkaufen (OGH 8.4.1986, 4 Ob 57/85)

» Verweigerung einer notwendigen Unterschrift eines kollektivvertretungsbefugten
Geschéftsfuhrers, um sich in laufenden Gehaltsverhandlungen Vorteile zu verschaffen
(OGH 28.9.2007, 9 Ob A 50/07d — Unterschrift fiir Forderantrag)
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4. Allgemeine Fragen zur Vertrauensunwirdigkeit

4.1. Beqriff der ,Vertrauensunwiirdigkeit*:

>

»unter den Tatbestand der Vertrauensunwurdigkeit im Sinne des 8 27 Z 1 letzter Fall
AngG féllt jede Handlung oder Unterlassung eines Angestellten, die mit Rucksicht auf
ihre Beschaffenheit und auf ihre Rickwirkung auf das Arbeitsverhéltnis den Angestellten
des dienstlichen Vertrauens seines Arbeitgebers unwirdig erscheinen lasst, weil dieser
befurchten muss, dass der Angestellte seine Pflichten nicht mehr getreulich erfillen
werde, sodass dadurch die dienstlichen Interessen des Arbeitgebers geféhrdet sind“ (siehe
zB OGH 10.5.1983, 4 Ob 51/83 uva).

objektiver Mal3stab (,,Anschauungen der beteiligten Kreise*, dh der in der Branche des
Arbeitgebers tatigen Unternehmer)

Im Hinblick auf Vertrauensverwirkung gentigt Fahrlassigkeit (\Verschulden), Vorsatz ist
nicht erforderlich; SchuldausschlieBungsgrund beseitigt Entlassungsrecht (OGH
18.9.1997, 8 Ob A 251/97p — Mitnahme von Teigwaren); Pflichtwidrigkeit indiziert
Verschulden (OGH 7.11.2002, 8 Ob A 207/02b)

Strafbarkeit des Verhaltens ist nicht erforderlich (OGH 21.10.1992, 9 Ob A 215/92 —
heimliche Tonbandaufnahme)

Schadenseintritt oder Schadigungsabsicht sind ebenso irrelevant

vorherige erfolglose Ermahnung ist nicht erforderlich (anders beim Tatbestand der
»beharrlichen* Weigerung zur Befolgung gerechtfertigter Weisungen gemaR 8 27 Z 4
dritter Fall AngG)

strenger Mal3stab flr leitende Angestellte oder andere Mitarbeiter mit besonderer
Vertrauensstellung (zB Auliendienstmitarbeiter)

auch auRerdienstliches Verhalten relevant, sofern ein Zusammenhang mit
Arbeitsverhaltnis besteht

es ist auf das gesamte bisherige Verhalten des Angestellten Bedacht zu nehmen

4.2. Abgrenzung zum Tatbestand der Vertrauensunwirdigkeit:

> Gemeinsamkeiten:

Verstol? gegen Treuepflicht / gegen dienstliche Interessen des AG
Irrelevanz der Schadigung bzw Schédigungsabsicht

Irrelevanz der Strafbarkeit des Verhaltens

strenger MaRstab flr leitende Angestellte oder andere AN mit besonderer
Vertrauensstellung

nicht blof3 geringfiigige Beeintrachtigung der Interessen des Dienstgebers /
Vertrauensverwirkung / Unzumutbarkeit der Weiterbeschaftigung

O o0ooo

@]
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» Unterschiede: Verschuldensform (Vorsatz vs Fahrlassigkeit)

» in der Judikatur werden die beiden Tatbestande mitunter nicht klar unterschieden und
gleiche Sachverhalte unter verschiedenen Tatbestdnden der Z 1 abgehandelt
(Beweisproblematik!)

4.3. Fallgruppen zur Vertrauensunwiirdigkeit (nicht abschlieRend):

4.1. Unwahre Angaben — VVerschweigung von Tatsachen:

zB Verschweigung einschldgiger ungetilgter VVorstrafen bzw. wahrheitswidrige Verneinung
Beispiele aus der Judikatur

» Verschweigung einer Verurteilung wegen schweren Diebstahls beim vorherigen
Arbeitgeber (OGH 26.4.1983, 4 Ob 76/82)

4.2. Strafbare Handlungen im Rahmen der Dienstleistung / auf3erhalb der Dienstleistung:

zB Vermogensdelikte gegenuber Arbeitgeber oder Kunden; Fahrerflucht nach Verkehrsunfall
mit Firmenwagen; Falschung der Unterschrift eines VVorgesetzten

Beispiele aus der Judikatur

» Zusammenwirken des Croupiers mit Spielgast durch Auszahlung von tiberhohten
Gewinnen und Ausgabe von zuviel Wechselgeld (OGH 17.1.1996, 9 Ob A 198/95)

» versuchter Handtaschendiebstahl an einer Kundin durch Verké&uferin (OGH 30.3.1982, 4
Ob 98/91)

» aulerdienstlicher Versicherungsbetrug eines Versicherungsangestellten (OGH
25.10.1995, 9 Ob A 145/95)

» sexueller Missbrauch Minderjéhriger durch StraRenbahnfahrer (OLG Wien 26.6.2002,
10 Ra 184/02f)

kein Entlassungsgrund
» bei strafgerichtlicher Verurteilung eines langjéhrig beschéftigten Busfahrers wegen
gefahrlicher Drohung und leichter Korperverletzung, wenn diese in einem Zustand

besonderer, verstandlicher Gemutserregung begangen wurde und Vorfall keine Publizitét
erlangt hat (OGH, 4 Ob 180/82, Arb 10.212)

4.3. Pflichtwidriges Verhalten im Krankenstand:

» Eignung zur Verzdgerung des Heilungsverlaufs
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» arztliche Anordnungen sind zu befolgen, bei deren Fehlen hat der Angestellte sich an der
allgemeinen Lebenserfahrung zu orientieren

» tatsdchliche Verlangerung des Krankenstandes nicht erforderlich
Beispiele aus der Judikatur

» Traktorarbeiten trotz Krankschreibung wegen Hexenschusses (OGH 7.4.1987, 14 Ob A
38/87)

» dreistundiges Gitarrespielen in einem Gasthaus im Stehen trotz Verkihlung,
Brustkorbprellung, Rippenbruch und FuBgelenkszerrung, obwohl der Arzt Uber die
ZweckmaéRigkeit des Hochstellens des FuRes belehrt hatte (OGH 24.2.1993,9 Ob A
25/93)

kein Entlassungsgrund

» Konsum eines Glases Bier im Krankenstand (ASG Wien, 20 Cga 22/00a, ARD
5216/4/2001)

» das Ausliben von leichten Birgermeistertatigkeiten im Sitzen durch einen Arbeitnehmer,

der wegen eines Hamorrhoidenleidens im Krankenstand ist (OGH 7.6.2001, 9 Ob A
144/01v)

4.4. Nebenbeschaftigung / Konkurrenzierung:

zB zeitliche Uberbeanspruchung durch Nebentatigkeit; Rufschadigung des Arbeitgebers
Beispiele aus der Judikatur

» Abschluss eines zweiten Vollzeit-Dienstverhéltnisses (OGH 15.9.1981, 4 Ob 69/81)

4.5. Verwendung von Betriebsmitteln fir private Zwecke:

zB exzessive private Verwendung von Buroinfrastruktur
Beispiele aus der Judikatur
» Ausnutzung der betrieblichen Infrastruktur (Teleofn, Fax, Kopierer, etc) fir eigene

unternehmerische Zwecke (OGH 7.6.2001, 9 Ob A 117/01y)

4.6. VerstdRe gegen die Verschwiegenheitspflicht / Geschaftsschiadigende Auerungen:

zB leichtfertige Strafanzeige bei haltlosen Anschuldigungen; Mitteilung von
Geschaftsgeheimnissen an Konkurrenten
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Beispiele aus der Judikatur

» (unrichtige) Information an Hausbank, der Arbeitgeber werde seine Betriebsstatte am Ort
der Bank schlieRen unter gleichzeitiger Erkundung der Kreditmdéglichkeiten flr die
Griindung eines eigenen Unternehmens in dieser Branche (OGH 4.12.1991, 9 Ob A
208/91)

4.7. Sonstige Falle der Vertrauensunwirdigkeit:

» heimliche Tonbandaufnahme bei Gesprache mit Geschaftsfiihrer (OGH 21.10.1992, 9 Ob
A 215/92)

» Zugangsbeschaffung fur einen befreundeten, ehemaligen Mitarbeiter in das Biiro des
Arbeitgebers durch eine Angestellte, obwohl ihr bekannt war, dass der Arbeitgeber dem
ehemaligen Mitarbeiter das Betreten des Biliros untersagt hatte (OGH 12.3.1998, 8 Ob A
27/98y)
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Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.1" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Drucke auf Desktop-Druckern und Proof-Geräten erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Aus
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.327 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: PDF/X-3 (kompatibel mit Acrobat 4.0)
     Wenn nicht kompatibel: Fortfahren
Wenn kein Endformat- oder Objekt-Rahmen festgelegt ist:
      Links: 0.0 Rechts: 0.0 Oben: 0.0 Unten: 0.0
Wenn kein Anschnitt-Rahmen festgelegt ist:
     Anschnitt-Rahmen auf Medien-Rahmen festlegen: Ja
Standardwerte, sofern nicht im Dokument festgelegt:
     Profilname für Ausgabe-Intention: ISO Coated
     Kennung der Ausgabebedingung: 
     Ausgabebedingung: 
     Registrierung (URL): 
     Überfüllung: "False" eingeben

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Nein
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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